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„11 Landkreise für Sachsen-Anhalt:

zukunftsfähig, bürgernah und kompetent“

Grundsatzpapier der 20. Landkreisversammlung des Landkreistages Sachsen-Anhalt am 06. September 2007 in Peißen, Landkreis Saalekreis

Seit dem 01. Juli 2007 bestehen in Sachsen-Anhalt 11 Landkreise, deren Leistungsfähigkeit mit Blick auf die demographische Entwicklung und künftige weitere Aufgabenübertragungen gestärkt und langfristig gesichert worden ist.
 
Landesregierung und Landtag sind nunmehr gefordert, die Chancen der Kreisgebietsreform zügig und konsequent zu nutzen. Hierzu stellt die Landkreisversammlung fest:

Garantie der kreislichen Selbstverwaltung

Kommunale Selbstverwaltung dient dem Aufbau der Demokratie von unten nach oben. Sie hat Verfassungsrang und ist bei Gemeinden und Landkreisen von gleicher Rechtsqualität.

Kommunale Selbstverwaltung bedeutet Aktivierung der Bürger für die örtlichen Angelegenheiten mit dem Ziel, das Wohl der Einwohner eigenverantwortlich zu fördern und die geschichtliche und heimatliche Eigenart zu wahren. Sie bildet das Fundament für Chancengleichheit und gleichwertige Lebensverhältnisse im ländlichen Raum. 

Bestand der Kreisgrenzen

Mit Inkrafttreten der zweiten Kreisgebietsreform innerhalb von nur 13 Jahren ist die landesweite Neuordnung der kreislichen Ebene in Sachsen-Anhalt abgeschlossen. Die neuen Kreisgebiete genießen Vertrauensschutz. Im Zuge der geplanten gemeindlichen Neuordnung sind die neuen Kreisgrenzen ohne Ausnahme zu beachten. Ebenso schließen sich Zwangseingemeindungen kreisangehöriger Gemeinden in die kreisfreien Städte aus. 

Kommunales Ehrenamt

Die Kreisgebietsreform hat in verfassungsgemäßer Weise das Spannungsverhältnis zwischen Wirtschaftlichkeit der Verwaltung und bürgerschaftlich-demokratisch organisierter kommunaler Selbstverwaltung gelöst. Die ehrenamtliche Tätigkeit der Kreistagsmitglieder wird zwar durch die flächenmäßige Vergrößerung der Landkreise erschwert; die neuen Landkreise bleiben aber insgesamt überschaubar, so dass das ehrenamtliche Engagement mit der notwendigen Kenntnis der örtlichen Belange gewährleistet bleibt. 

Qualität der Verwaltung

Die Kreisgebietsreform verlangt teilweise von den Beschäftigten in den Landkreisen eine erhebliche Veränderungsbereitschaft, weil Dienstorte wechseln, Aufgabengebiete neu zugewiesen und organisatorische Strukturen angepasst werden. Trotz dieser reformbedingten Unwägbarkeiten leistet das Personal in den Kreisverwaltungen auch nach dem 01. Juli 2007 eine fachlich fundierte und qualitativ hoch stehende Verwaltungsarbeit.
Diese Kompetenz zu erhalten und auszubauen, ist für die Landkreise auch in Zeiten strikter Haushaltskonsolidierung wichtiger Bestandteil eines mittelfristig angelegten Personalentwicklungskonzeptes. Dies schließt die ausreichende Bereitstellung von Ausbildungsplätzen ein. 

Größere Landkreise – mehr Verantwortung!
Die Kreisgebietsreform ist mit dem Ziel einer Kommunalisierung weiterer Aufgaben durchgeführt worden. Dies waren maßgebliche „Gründe des öffentlichen Wohls“ für die Auflösung von 19 Landkreisen.

Die neuen 11 Landkreise bieten ihre Verwaltungs- und Dienstleistungen flächendeckend und in erreichbarer Entfernung an. Aus ihrer Nähe zum Bürger, zum Unternehmen oder zur Gemeinde ergibt sich ein erheblicher Standortvorteil, der bei einer Kommunalisierung bisher staatlich wahrgenommener Aufgaben gebündelte Verwaltungsabläufe schafft und mittelfristig ein spürbares Einsparpotential für das Land erwarten lässt.
Die von den Koalitionspartnern vereinbarte „substantielle Aufgabenverlagerung“ kann ohne die Bereiche Agrarstruktur, Schulaufsicht, Umwelt, Arbeitsschutz und Elterngeld nicht gelingen. Nur soweit sich hierbei eine Funktionalreform im kraftvoll angekündigten Umfang abzeichnet, kommt eine Kommunalisierung der überörtlichen Sozialhilfe in Betracht.
Kreisliche Finanzausstattung

Die Landkreise befinden sich in einer äußerst schwierigen Finanzsituation. Alle 11 Landkreise weisen seit dem 01. Juli 2007 unausgeglichene Haushalte aus. Der Gesamtfehlbetrag beträgt rd. 400 Mio. Euro. Hinzu kommen die Kosten der Kreisgebietsreform von rd. 20 Mio. Euro sowie ungebremste Ausgabenlasten für Unterkunft und Heizung nach SGB II. 

Die Landkreise verfügen über keine eigenen Steuereinnahmen. Die Kreisfinanzen stehen vielmehr in einem ständigen Spannungsverhältnis zwischen den Mittelzuweisungen des Landes im kommunalen Finanzausgleich und der Festsetzung der Kreisumlagehebesätze durch den Kreistag. Diese besondere Situation hat der Gesetzgeber zur Wahrung des verfassungsmäßigen Gebotes eines aufgabenangemessenen Finanzausgleiches
 zu beachten. 
Im Zuge der angekündigten FAG-Novellierung ist vorrangig und dringend eine strukturelle Änderung dahingehend erforderlich, dass die Steuerkraft der kreisangehörigen Gemeinden bei der Bemessung ihrer allgemeinen Zuweisungen wie bundesweit üblich vollständig - und nicht nur zu 80 % - berücksichtigt wird. Erst auf dieser Grundlage lässt sich auch eine objektive Festsetzung der Kreisumlagehebesätze durch die Kreistage vornehmen.   
Angesichts der hohen Ausgabenbelastung aller Kommunen verbieten sich Überlegungen für eine weitere Absenkung der FAG-Verbundquote, bevor nicht das Land die angekündigte Entlastung der Kommunen von Standards und Vorgaben
 umgesetzt hat.
� § 5 Abs. 2 Kommunalneugliederungs-Grundsätzegesetz vom 11. Mai 2005 (GVBl. S. 254 ff.)


� Landesverfassungsgericht Mecklenburg-Vorpommern vom 26. Juli 2007 (LVerfG 9/06 bis 17/06)


� § 5 Abs. 1 und 2 Kommunalneugliederungs-Grundsätzegesetz vom 11. Mai 2005 (GVBl. S. 254 ff.)


� Art. 88 Abs. 1 Landesverfassung Sachsen-Anhalt


� Begründung zum Haushaltsbegleitgesetz 2007 (LT-Drs. 5/331 vom 08. November 2006)   
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